in Gneſen bei Th. Spindler, 


JI Poſen außer in der 
Expedition dieſer Zeitung 
(Wilhelnnſtr. 16.) 
bei C. 5. Alriti & Co. 


Brelteſtraße 14, 


in Grätz bei L. Slreiſaud, 
in Breslau bei Emil Kabalh. 
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Dad Abonnement auf dieſes täglich drei Mal er 

cheinende Blatt beträgt vierteljährlich für die Stadt 

oſen 4% Mark, für ganz Deutſchland 5 Mark 45 Pf. 

Bestellungen nehmen alle Poſtanſtalten des deut⸗ 
ſchen Neiches an 


Amtliches. 


Berlin, 18. Mai. Der König hat dem General-Major a. D. 


von Kaweezynsk, zuletzt Oberſt und Kommandeur des Heſ. Füſ.⸗Reg. 


ſtaunen und enteilftung, ed lege uns die Pflicht auf, 


Nr. 80, den k. Kr. Ord. 2 Kl. mit Schwerten am Ringe; dem Amts⸗ 
rath Pelet zu Pierkunowen im Kreiſe Lötzen und dem Militär⸗Inten⸗ 
dantur⸗Sekretär, Rechnungs⸗Rath Löwenhardt vom Il Armee⸗Corps, 
den k. Kr.⸗Ord. 3. Kl., dem Staatsanwalts⸗Gehülfen von Adelebſen 
hierſelbſt den Chaxakter als Staatsanwalt verliehen. f 

Der Raifer hat im Namen des deutſchen Reichs die von dem 


ener 


Pu Bi u. 1 + e rn up N 
Mina ausgabe. 


neun nanebziaſher 


Freitag, 19. Mai 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


Jaros in der Wohnung des Erzprieſters Beer zu Ohlau und übergab 
5 die Schlüſſel zum Tabernakel des Altars in jener Kirche mit dem 
Bemerken, er müſſe ja wiſſen, was er als Geiſtlicher zu thun habe, 
um die Hoſtien vor Profanation zu ſchützen. Beer unterließ nach 
A mit einem Kreisſekretär die Wegſchaffung der Meßgeräthe, 
um ſich nicht einer Beſtrafung auszuſetzen. An demſelben Abend traf 


der Kaplan Müller aus Laukendorf bei dem Erzprieſter Beer ein und 


| erbot ſich zur Abholung der H 


Biſchofe zu Straßburg i E. vorgenommene Ernennung des Hülfs⸗ 


arrers Anton Lorber in Kaltenhauſen zum Pfarrer in Oberehnheim, 
ezirk Unter⸗Elſaß genehmigt. 


Vom Landtage. 
58. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 18. Mai, 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulen⸗ 
burg, Geheime Räthe Herrfurth, Stölzel, Merleder u. A. 
Auf der Tagesordnung ſteht in erſter Linie folgen de Inter⸗ 


pellation des Abg. Dr. Franz: ‘ 

Nach der am 15. April d. J. erfolgten Verhaftung des Pfarrers 
Jaros in Zottwitz bei Ohlau war auf Anordnung des zuſtändigen 
Erzprieſters Beer in Ohlau die di e konſekrirten heiligen 
Hoſtien aus der Pfarrkirche zu Zottwitz in die Pfarrkirche zu Ohlau 
bewirkt worden. Die Uebertragung erfolgte in einem der ohlauer 
Pfarrkirche zugehörigen Kelche durch einen Geiſtlichen. Am 18. April 
and bei dem Erzprieſter Beer in deſſen Abweſenheit eine Hausſuchung 
a; dieſelbe wurde ohne Beiziehung eines Mitgliedes des Kirchen⸗ 
vorſtandes auch auf die Kirche ausgedehnt. Auf Verlangen der mit 
der a beauftragten zwei Polizeibeamten ſchloß der Glöckner 
die Kirche Bi; der Gendarm öffnete die Tabernakel des Hochaltars 
und des St. um 
kleinere heilige Hoſtie x . 
nach dem Bureau des Landrathsamtes, um ſie dem in Zottwitz 
domizilirenden ſuspendirten Geiſtlichen Neumann zur Rekognoszi⸗ 


na⸗Altars, nahm aus letzterem eine größere und eine 


rung vorzulegen. Nachdem dies geſchehen, wurden die heiligen Hoſtien ei 
f i tionsgeſetzes vom 21. 


von den Polizeibeamten wieder in die Kirche zurückgetragen und in 
das Tabernakel gelegt. — Iſt der königlichen Staatsregierung dieſer 
Vorfall bekannt? Welche Maßnahmen gedenkt die königliche Staats⸗ 
regierung zu treffen, um 5 0 9 00 ebergriffe, welche das reli⸗ 
giöſe Bewußtſein auf das Empörendſte verletzen, für die Zukunft zu 


verhindern? N 1 
15 bg. Franz: Ich verhehle mir nicht die Schwierigkeit, vor dem 
hohen Hauſe eine Angelegenheit zu erörtern, deren Bedeutung nicht 


itgliedern ſo klar ſein dürfte, wie mir und meinen Freunden. 
900 DE aber ng Ueberzeugung, daß jedes Mitglied anerkennen 
Bad, ein Vorfall wie dieſer, der die katholiſche ge mit Er⸗ 


Stgatsregierung eine 


ndige Erklärung zu verlangen, daß fie einen 
ſolchen Eingriff in die Heiligt i 


igthümer der Kirche mißbillige und ähn⸗ 
lichen Vorkommniſſen für die Zukunft vorbeugen werde. Vorausſetzen 
muß ich, daß Ihnen allen das katholiſche ae bekannt iſt, wonach die 
Sohle der wahre Leih unſeres Herrn Jeſu Chriſti iſt, alſo das größte 
Heiligthum der katholiſchen Chriſten iſt. Für dieſe fordere ich Rechks⸗ 
ſchutz und verlange ebenfalls, daß die Dogmen der Kirche von den 
Behörden reſpektirt werden. In Folge des erwähnten Dogmas be⸗ 
ſtehen bindende Vorſchriften, wonach jede andere Berührung der Ho⸗ 
ſtien als zu kirchlichen Zwecken als eine Profanation erſcheint. Eini⸗ 
germaßen als Analogie kann ich die evangeliſchen Mitglieder an das 
heilige Abendmahl erinnern. Am 15. April wurde der Pfarrer Ja⸗ 
ros zu Zottwitz verhaftet — der Grund hängt mit dieſer Angelegen⸗ 
heit nicht zuſammen — der Kaplan Neumann daſelbſt war ab ordine 
ſuspendirt, — ob mit Recht oder Unrecht laſſe ich dahingeſtellt — die 
Kirche zu Zottwitz alſo verwaiſt, die Hoſtien mußten alſo nach veligid- 
fen Vorſchriften nach einer Kirche transferirt werden, wo ſich ein 
amtirender Prieſter befand. Ein ſolches Verfahren iſt auch in einem 
Erkenntniß des rheiniſchen Senats des Obertribunals vom 6. April 
d. J. als zuläſſig anerkannt worden. Es lag kein Verdacht vor, daß 
Gegenſtände aus der Kirche zu Zottwitz entfernt ſeien, da weiſe an⸗ 
geordnet war, daß die Translation der Hoſtien in einem der Kirche 
zu Ohlau gehörigen Kelche erfolgen ſolle. Am 18. April fand dann 
eine Hausſuchung bei dem Erzprieſter Beer zu Ohlau ſtatt, welche 
auf die dortige katholiſche Kirche ausgedehnt wurde. Ein Mitglied 
des Kirchenvorſtandes wurde hierbei nicht hinzugezogen, obwohl das 
ſehr leicht war. Der pflichtvergeſſene Glöckner zu Ohlau hat den hausſu⸗ 
chenden Gendarmen den Schlüſſel zum Tabernakel gegeben und dann 
haben jene Vorgänge mit den heiligen Hoſtien ſtattgefunden, welche 
näher in dem Wortlaute der Interpellation angegeben find und welche 
das katholiſche Gemüth aufs Tiefſte verlegen müſſen. Der Thatbe⸗ 
ſtand gründet ſich auf die Ausſage des dabei betheiligten Gendarmen 
Michler, welche von zwei 5 1 — des Kirchenvorſtandes unter⸗ 
ſchrieben iſt. Ueber die Einzelheiten der Angelegenheit nach einigen 
Tagen befragt, bat er allerdings Auskunft verweigert mit dem Be⸗ 
merken, daß der Landrath es verboten habe. Nach den früher ange⸗ 
gebenen Grundſätzen bitte ich enn zu prüfen, und Sie 
werden finden, daß ein Akt der Behörden vorliegt, der die Katholiken 
mit Trauer und Entrüſtung erfüllt. Das Heiligſte, vor dem der 
gläubige Katholik ſich niederwirft, iſt von den Organen der Polizei 
mit profanen Händen entweiht worden und fordere im Namen der 
geſammten katholiſchen Bevölkerung, daß eine ſolche traurige Folge 
des Kulturkampfes von dem Miniſter gemißbilligt werde und daß er 
Maßregeln treffe, derartigen Vorkommniſſen in der Zukunft vorzu⸗ 
beugen. Die Katholiken erwarten eine Erklärung der Regierung mit 
Spannung und werden darauf — mag ſie lauten, wie will — zu ant⸗ 
worten wiſſen. er a 

Der Miniſter des Innern: Der Pfarrer Jaxos in Zott⸗ 
witz ſuspendirte im März d. J. den ihm beigegebenen Kaplan Neu⸗ 
mann auf Grund einer zu Anfang des Jahres 1873 vom Fürſtbiſchof 
Förſter ihm ertheilten Vollmacht. Neumann beantragte bei dem kirch⸗ 
lichen Gerichtshof die Erklärung der Ungültigkeit der Suspenſion, weil 
inzwiſchen der Fürſtbiſchof abgeſetzt worden ſei und ferner ihm keine 
abſchriftliche Entſcheidung unter Angabe von Gründen, mitgetheilt 
worden ſei, wie es die neueren Geſetze erfordern. Aus dieſen Grün⸗ 
den wies auch das Kreisgericht zu Ohlau die Klage des Jaros auf 


Erxmiſſion Neumanns ab. Am 9. April wohnte dieſer in bürgerlicher 
(ei em Gottesdienſte bei. ros bemerkte ihn und rief der 
Kleidung d Jaro e Eur e Kirchel Heu- 


verſammelten Gemeinde zu: Jeſus Maria! rettet 0 
Man wurde beſchimpft und verließ die Kirche. Der Vorſitzende des 
nach dem Geſetz vom 20. Juni d. J. eingeſetzten Kirchenvorſtandes 
und Neumann, beantragten die Beſtrafung des Jaxos, der auf Bes 
ſchluß des Kreisgerichtes am 15. April Mittags verhaftet wurde. An 


von der 


daß bei der 8 


} oſtien, was er auch in einem von Beer 
emietheten Wagen that. Dem Landrathsamte war davon nichts be⸗ 
annt. Drei Tage ſpäter ging von dem Vorſitzenden des zottwitzer 

Kirchenvorſtandes bei dem Landrathsamt zu Ohlau die Anzeige ein, 

daß alle zum Gottesdienſte beſtimmten Geräthe aus der Kirche ent⸗ 
wendet ſeien und ſich bei Beer befänden. Es wurde die Beſtrafung 

der Schuldigen und ſofortige Herbeiſchaffung der Sachen beantragt 
da ſonſt kein Gottesdienſt abgehalten werden könnte. Der Landralh 
überſandte dem den Staatsanwalt vertretenden Kreisgerichtsrath die 
protokollariſche Anzeige mit dem Erſuchen der Genehmigung einer 

Hausſuchung nach den Gegenſtänden bei Beer, deſſen Wirthin und 

in der Kirche. Die Genehmigung wurde ertheilt und die Hausſu⸗ 

chung durch den ſtädtiſchen Polizeiſekretär und einen Gensdarmen aus⸗ 
geführt. Aus dem Protokoll darüber geht hervor, 18 in der Woh⸗ 
nung des Beer, der verreiſt war, in Anweſenheit ſeiner Wirthin 

Leuchter, Meßgeräthe und Kelche mit Beſchlag belegt wurden, und 

f ausſuchung in der Kirche von dem dortigen Glöckner 
aus einem Käſtchen des linken Seitenaltars ein Papier übergeben 
wurde, welches zwei große und eine kleinere Hoſtie enthielt, die der 

Kirche in 2 gehören ſollten. Dieſe Hoſtien wurden in den Kaſten 

zu den anderen Gegenſtänden gethan, der Kaſten nach dem Landraths⸗ 

amt geſchafft und, da der dort anweſende Neumann die Sachen als 
nach Zottwitz gehörig nicht rekognosziren konnte, auf Anordnung des 

Landraths wieder in die Wohnung des inzwiſchen zurückgekehrten Beer 
zurückgebracht. Dieſer erklärte, daß die Hoſtien und zwei kleine Käſt⸗ 
chen, welche die neigeiüße enthielten, der Kirche in Zottwitz zugehör⸗ 


ten. Die Angelegenheit wurde von dem Landrath dem ſtellverkreten⸗ 


heraus und trug dieſelben in der Hand | den Staatsanwalt und von dieſem der Staatsanwaltſchaft in Streh⸗ 


len übergeben. Dieſe nahm an, daß ein Diebſtahl nicht vorliege, und 
daß Beer und Müller ſich nur durch Fortnahme der geweihten Hoſtien 
einer unbefugten A im Sinne des Art. 2 des Deklara⸗ 


ai 1874 ſchuldig gemacht hätten. Der bis jetzt 


vernommere Beer ſtellt = geſetzwidrige Abſicht in Abrede. Ich muß 
n 


7 
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nach dieſer Darſtellun 


onſtatiren, daß die Kirche nicht verwaiſt war, 
und daß das Landrathsamt ſich nicht ohne Befugniß eingemiſcht hat, 
da es von dem ig Kirchenvorſtand angerufen worden ift, auch 
hat der Gendarm den Schrank nicht geöffnet und die Hoſtien heraus⸗ 
genommen, ſondern ſie von dem Glöckner in Papier eingewickelt, als 
nach Zottwitz gehörig erhalten. Nun, m. H., ſolche Vorgänge ſind ja 
rde betrübend, aber, wie die Sache liegt, nehme ich die Poltzeibe⸗ i 
örde in Schutz, weil ich in dieſen Vorgängen nichts ſehe, was der⸗ 
1550 N 5 7 Aae Besch Sie 9 9 2 ae . 
chen Behörden keine richtigen Beſchlüſſe g aben, ſo bleibt Ihnen 
der Weg der Veſchtberde an die vorgeſetzte behörde, wo ja nach 
Rechk und Gewiſſen entſchieden werden wird. Hier noch etwas Wei⸗ 
teres zu erklären, finde ich mich nach dieſer Darſtellung weder veran⸗ 


laßt noch berechtigt. (Bravo! links. Ziſchen im Zentrum.) 


Auf Antrag des Abg. Windthorſt (Meppen) wird in die Be⸗ | 
ſprechung der Interpellation eingetreten. 

og Franz: Der Herr Miniſter des Innern hat eine Menge 
Beiwerk vorausgeſchickt, auf welches es nicht ankommt. Ich mache 
keinen Augenblick Hehl daraus, daß ich am 15. April in Zottwitz war 
und der Szene der Verhaftung des Pfarrers Jaxos beiwohnte. Ich 
hielt es für meine Pflicht, den Schlüſſel des Tabernakels in Zottwitz 
an mich zu nehmen und ihn dem Erzprieſter Beer in Ohlau als dem 
zuftändigen geiſtlichen Oberen zu übergehen mit dem Bemerken, dach 
er die Translation vornehmen m ge Von Meßgeräthen babe i 
dabei nicht geſprochen. Mag die Entſcheidung in Betreff Neumann's 
ausfallen, wie ſie wolle, wir betrachten das Verfahren der Polizei 
als ein in hohem Grade mißzubilligendes, und darauf kommt es hier 
allein an, wie dies Verfahren zu beurtheilen iſt. Wenn dem Land⸗ 
rathe geſagt worden war, die Meßgeräthe ſeien fortgeſchafft, ſo müßte 
er ſich zunächſt davon überzeugen. Das ge annte Oelkäſtchen iſt vor 
der Inhaftirung des Jaros zu kirchlichen Zwecken an Beer überſandt 
worden. Im Uebrigen halte ich meine Behauptung über die Auf- 
ſchließung des Tabernakels aufrecht, Neumann war ab ordine ſus⸗ 
pendirt, er hatte alſo nicht das Recht, weiter zu fungiren; er war als 
Hülfsgeiſtlicher dem Pfarrer in Zottwitz beigegeben mit dem biſchöf⸗ 
lichen Auftrage, ihn zu entlaſſen, wenn er ſich deſſelben Vergehens 
ſchuldig mache, wegen deſſen er ſich bereits einige Zeit in der Anſtalt 
auf dem Kapellenberge bei Neuſtadt aufgehalten hatte. Wir können 
verlangen, daß nicht unſer größtes Heiligthum den Organen der öffent⸗ 
lichen Gewalt zur Entwürdigung preisgegeben wird. a 

Abg. Jüttner: Die ganze Geſchichte iſt nach meiner Meinung 
— ich bin aus Ohlau — auf die ſchon feit längerer Zeit beſtebenden 
Spannung zwiſchen Jaxos und Neumann zurückzuführen. Dieſe hat 
zur Bildung von zwei Parteien in der zottwitzer Gemeinde und dem 
daraus ent penngenen unerfreulichen Verhältniß geführt. Der Land⸗ 
rath mußte einſchreiten, nachdem ihm durch ein Mitglied des Kirchen⸗ 
vorſtandes die Mittheilung geworden war, die heiligen Geräthe und 
Hoſtien ſeien aus Zottwitz fortgeſchafft, da er nach wie vor den Neu⸗ 
mann als den zuſtändigen Geiſtlichen anſehen mußte. Der Küſter hat 
nun unaufgefordert den bei Beer und in der Kirche Hausſuchenden 
mitgetheilt, daß die Gegenſtände aus Zottwitz da ſeien und bereit⸗ 
willigſt den Schlüſſel zu dem Behältniß herausgegeben. Nun muß 
man berückſichtigen, daß die Hausſuchung nur von 2 Subalternbe⸗ 
amten abgehalten wurde. Dieſen iſt ein Käſtchen gezeigt worden, in 
dem ſich die Gegenſtände befinden follten, von Hoſtien iſt ihnen nichts 
geſagt worden; es iſt deshalb ſehr natürlich, daß ſie dabei einen Ge⸗ 
genſtand, der in Papier eingewickelt war, mitnahmen. Sie haben das 
ganze Käſtchen mitgenommen und nicht die Hoſtien in der bloßen 
Hand getragen. Nachdem Neumann die Gegenſtände als nach Zott- 
witz gehörig nicht rekognosziren konnte, befahl der Landrath ihre Zu⸗ 
rückſchaffung. Die Schuld an der ganzen Sache trägt der Umſtand, 
daß eine dritte bei der ganzen Sache nicht intereſſirte Perſon die Ge⸗ 
genſtände von Zottwitz heimlich fortführte. Das Motiv dazu für 
Jaros war nicht, die Gegenſtände vor Entweihung zu ſchützen, ſon⸗ 
dern das rein perſönliche, dem Neumann die Ausübung der kirchlichen 
Funktionen unmöglich zu machen. 2 

Abg. Windkhorſt (Meppen): Der Herr Miniſter und Vor⸗ 
redner ſcbeinen von der Hauptſache die Aufmerkſamkeit ablenken zu 
wollen; dieſe iſt, 80 im Woge der Hausſuchung aus dem Taber⸗ 
nakel, das der letzte Redner Behältniß nennt, heilige Hoſtien wegge— 
nommen, auf das Landrathsamt geſchafft, zur Rekognoszirung vorge⸗ 
legt und wieder zurückgeſchafft worden find. Ein königlich preußiſcher 
Ländrath kann, wenn es ſich um die Nachſuchung nach heiligen Ge⸗ 


RRR e 


gahrgang. 
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eifung, 


demfelben Tage erſchien der Herr Interpellant mit der Schweſter des 


‚ amten, ich nehme fie in Schutz. Ich 


Fußg edlen 5 


Annoncen⸗ 
Annahme⸗Bureaust 
In Berlin, Breslau, 
Dresden, Frankfurt a. M. 
Hamburg, Leipzig, München. 
Stettin, Stuttgart, Wien 
bei G. L. Danube & Ce. 
Hanfeuflein & Yogler, — 
Nudolph Moſſe. 

In Berlin, Dresden, Gbrhk 
beim „Juwalidendauk.“ 


Inserate 20 Bi. vt. Ir Hi Zeile obe seren 
Naum, Reklamen verhältnißm Andau die 


er 
GSrpebition zu ſenden und z, l. am Igenden 
Tage Morgens 7 Uhr ericheinende mer hi n; 
aoch mittags angenommen. 


1876. 


räthen in der Kirche handelt, ſelbſt hingehen; iſt ihm das nicht be⸗ 
guem, ſo muß er wenigſtens Leute ſchicken, die den nöthigen Verſtand 
haben und wiſſen, wie Dinge zu behandeln ſind, die einem großen 
Theil der Einwohner heilig ſind. So einfältig und ſo dumm Pönnen 
die niedrigſten Polizeiorgane nicht fein, Rah nicht wiſſen ſollten, 
daß im Tabernakel, aufbewahrte heilige Hoſtien jo, wie ſie hier bes 
handelt wurden, nicht behandelt werden dürfen. Ich konſtatire vor 
dieſem Hauſe und dem Lande, daß der Herr Miniſter des Innern 
auf derartige Vorgänge erklärt: ich habe keinen Tadel für dieſe Be⸗ 
gratulire Preußen zu einer ſol⸗ 


chen Verwaltung. 

Der Miniſter des Innern: Der betreffende Landrath i 
gar nicht die Polizeibehörde von Ohlau, ſondern der Vorgeſehte der 
dortigen Polizei und es müßte deshalb ein ganz beſonderer Grund 
vorgelegen haben, die Sache ſelbſt in die Hand zu nehmen und ſie 
nicht der Polizei, der Stadt zu überlaſſen. Hätte er es gethan, fo 
würde man hier geſagt haben: und zu einer ſolchen verhrecheriſchen 
Handlung giebt ſich auch noch der Landrath her. (Sehr richtig links.) 
Das Urtheil des Vorredners über die Polizeibeamten überhaupt, habe 
ich nicht genau verſtanden, ich habe nur aus dem Eindruck im Haufe 
entnommen, daß es ein A ee abfälliges geweſen iſt. J 

ebe zu, daß die ganze Angelegenheit eine peinlich berührende iſt, ih 
aun aber nach der Sachlage einen direkten Vorwurf gegen die be⸗ 
theiligten Beamten nicht erheben und wenn Sie hier von mir eine 
Erklärung fordern, ich ſolle erklären, ich würde nun und nimmermehr 
leiden, daß bei einer Hausſuchung eine Hoſtie in polizeiliche Hände 
komme, ſo kann ich das nicht; ich würde den Gerichten in einer ekla⸗ 
tanten Art präjudiziren und in den Fall kommen, daß 85 bei der 
nächſten Gelegenheit ſagten, dieſe Erklärung ſei falſch und unberechtigt. 

Die Interpellation iſt hiermit erledigt. 

Das Haus geht zur zweiten Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die Befähigung für den Basen n einen 
tungsdienſt über. 

Dex Referent Dr. Naſſe weiſt darauf hin, daß die Majorität der 


Kommiſſion der Anſicht geweſen ſei, die Vorlage auch auf die Prüfu 
der Juſti z beamten auszudehnen. Das Geſetz vom 6. Mai 1 o her 
die juriſtiſchen Prüfungen habe mancherlei Mängel gezeigt. Daſſelbe 


ſchreibe vor, daß den Gegenſtand der erſten Prufung bilden ſollen: 
die Disziplinen des öffentlichen und Privatrechts und der Rechte e⸗ 
ſchichte, ſo wie die Grundlagen der Staatswifſfenſchaf⸗ 
ten. Dieſer letztere Ausdruck ſei unklar, und in Folge dieſer Unbe⸗ 
ſtimmtheit entſpreche thatſächlich das erſte juriſtiſche Examen gar nicht 
der Tendenz des Geſetzes, da die Prüfungskommiſſionen das Gebiet 
der Nationalökonomie ſo gut wie niemals, das allgemeine Staatsrecht 
in der Regel nur nebenher in ihren Fragen berührten. Gleichwohl 
ſei ein ar Studium der Nationalökonomie auch für Juri⸗ 
ſten faſt allſeitig als ſehr wünſchenswerth anerkannt worden. Die 
Kommiſſion habe deshalb unter Aufhebung des Geſetzes vom 6. Mai 


1869 die Vorlage auf die cell ere der Juſtizbeamten gusgedehnt, wor 


durch gleichzeitig der Vortheil erreicht werde, ui die bisherige B 
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Staatsminiſterium überkragen werde. Es werde hierdurch e 55 
ßere Garantie für die Berückſichtigung der Bedürfniſſe aller Verwal⸗ 
tungszweige gegeben. Der Vorſchlag der Regierung, ein beſonderes 
Tentamen in der Staatswiſſenſchaft und Nationalökonomie beim Ueber⸗ 
tritt der Gerichtsreferendgre in den Vorbereitungsdienſt bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden einzuführen, habe in der Kommiſſion gar keinen An⸗ 
klang gefunden. Da kein anal darüber beftehen könne, daß die Uni⸗ 
verſität der geeignete Ort für dieſe Studien ſei, ſo müſſe die Prüfung 


ei, 


über das Reſultat derſelben unmittelbar auf das akademiſche Trien⸗ 


nium folgen. Denn bei der Kürze der Studienzeit und dem Vielen 
was die akademiſche Jugend von ernſtem Arbeiten abziehe, werde, 


wenn am Ende der Studien nur eine juxiſtiſche Prüfung ſtehe, dage⸗ 


gen die ſtaatswiſſenſchaftliche noch zwei Jahre hinausgerückt und durch 


die Bezeichnung als Tentamen überdies als eine weniger gründliche 
chargkteriſirt ſei, die Beſchäftigung mit den Staatswiſſenſchaften und 
der Nationalökonomie auf der Univerſität in der Regel nur eine ſehr 


oberflächliche ſein. Man werde dann die Anforderungen in dem Ten⸗ 


tamen, welches der Geſetzentwurf in Ausſicht nehme, auf ein Mini⸗ 
mum beſchränken müſſen, wie das früher bei der Referendariatsprü⸗ 
fung, die vielfach nur ein Schein geweſen, geſchehen ſei. Aus dieſen 
Gründen habe die Kommiſſion beſchloſſen, die SS 1 bis 5 des Geſetzes 
vom 6. Mai 1869 unter Abänderung der zweifelhaften Ausdrücke in 
die Vorlage aufzunehmen. 

Nach der en lauten die $$ 1 und 2: 

§ 1. Zur Bekleidung der Stelle eines Mitgliedes bei einer Re⸗ 
ierung (Landdroſtei, Finanzdirektion in Hannover) iſt ein dreijähriges 

tudium der Rechte und der Staatswiſſenſchaften auf einer Univer⸗ 

ſität und die Ablegung zweier Prüfungen erforderlich. 

§ 2. Die erſte 8 iſt die erſte juriſtiſche, für deren Ab⸗ 
legung 9904 1 bis 5 und 14 des Geſetzes vom 6. Mai 1869 maß⸗ 
gebend ſind. 25 ve 2 

Die zweite Prüfung — große Staatsprüfung — iſt bei der 
„Prüfungskommiſſion für höhere Verwaltungsbeamte“ abzulegen. 

Statt deſſen ſchlägt die Kommiſſion vor: 

§ 1. Zur Bekleidung 1) der Stellen eines Richters, Staats⸗ 
anwalts, Rechtsanwalts (Advokatanwalts, Advokaten) oder Notars 
— 2 derjenigen Stellen, für welche die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienſte vorausgeſetzt wird — iſt die Zurücklegung eines 
dreijährigen Studiums der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft, und die 
Ablegung zweier Prüfungen erforderlich. 3 

Von dem dreijährigen Zeitraume find mindeſtens drei Halbjahre 
dem Studium auf einer Univerſität zu widmen, an welcher in deut⸗ 


ſcher Sprache gelehrt wird. 


Der Juſtizminiſter hat die Befugniß, mit Rückſicht auf das 
vorangegangene Univerſitätsſtudium in einer anderen Disziplin, als 
in ber N und Staatswiſſenſchaft, einen angemeſſenen Zeitraum 
zu erlaſſen. 8 5 8 e 5 

8 2. Die erſte Prüfung iſt bei einem Appellationsgerichte ab⸗ 
1 5 Sie beſteht aus einer ſchriftlichen und einer mündlichen 

rüfung. * 2 g RR 

$ 2a. Den Gegenſtand der Prüfung bilden die Disziplinen des 
öffentlichen und Privatrechts und der Rechtsgeſchichte, ſowie der 
Volks⸗ und Staatswixthſchaftslehre. 

Die Prüfung muß auf Erforſchung der poſitiven Kenntniſſe des 
Kandidaten, ſeine Einſicht in das Weſen und die geſchäftliche Ent⸗ 
wickelung der Rechtsverhältniſſe, ſowie darauf gerichtet werden, ob 
der Kandidat ſich überhaupt die für ſeinen Beruf erforderliche allge⸗ 
meine rechts- und, ſtaatswiſſenſchaftliche Bildung erworben habe. 

$ 2b. Wer die erſte Prüfung beſtanden hat, wird von dem 
Präſidenten des Appellationsgerichts, bei welchem er ab zur Bes 
ſchäftigung meldet, zum Referendarius ernannt und eidlich verpflichtet. 


nothwendig 


82%. Die zweit lfte für den höheren Juſtizdienſt iſt bei 
der „Juſtizprüfungskommiſſion“ abzulegen. 08 h 
in cli der Vorbereitung imzpraktiſchen e und hin⸗ 
ſichtlich der zweiten Staatsprüfung verbleibt es bei den Beſtimmun⸗ 
en der 88 6 bis 13 des Geſetzes über die juriſtiſchen Prüfungen und 
die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſte vom 6. Mai 1869. 

8 2d. Die zweite Prüfung für den höheren Verwaltungsdieuſt 
iſt bei der „Verwaltungskommiſſion“ abzulegen. 1 

Abg. Wiſſelinck beantragt die von der Kommiſſion beſchloſſene 
Ausdehnung der e auf die Juſtizbeamten zu beſeitigen und 
demgemäß die Paragraphen zu faſſen: \ 5 

1. Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwal⸗ 
tungsdienſt iſt ein mindeſtens dreijähriges Studium der Rechte 
und der Staatswiſſenſchaften und die Ablegung zweier Prüfungen 
erforderlich. 8 . 5 

§ 2. Die erſte Prüfung beſteht zu einem Theile aus der erſten 
juriſtiſchen, für deren Ablegung die SS 1 bis 5 und 14 des Geſetzes 
vom 6. März 1869 maßgebend find, zum anderen Theile aus einer 

aatswiſſenſchaftlich national⸗ökonomiſchen Prüfung, in welcher der 

andidat darzutyun hat, daß er ſich mit der Volks- und Stagats⸗ 
wirthſchaftslehre Beim nat und eine allgemeine ſtaatswiſſenſchaftliche 
Bildung erworben hat. 5 ha 

Zur Abhaltung der letzteren, welche aus einer ſchriftlichen und 
mündlichen Prüfung beſteht, ſind bei jeder Univerſität beſondere Prü⸗ 
fungskommiſſionen zu ernennen. 8 5 

Die ſtaatswiſſenſchaftlich ökonomiſche Prüfung kann von den Kan⸗ 
didaten nach Beendigung der Univerſitätsſtudien abgelegt, ſie kann von 
den Referendarien der Juſtiz auch während der Vorbereitungszeit bei 
den Gerichtsbehörden nachgeholt werden. 8 

9 Za. Die zweite Prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt 
iſt bei der Verwaltungskommiſſion abzulegen. 

Für den Fall der Ablehnung dieſer Anträge 1 Abgeord⸗ 
neter Wiſſelin ck eventuell, an die Stelle des d rei jährigen Stu⸗ 
diums ein vier jähriges zu ſetzen. m 

Abg. Windthorft (Bielefeld) beantragt die) einfache Wieder⸗ 


herſtellung der e een 


Reg.⸗Komm. Geh. Raty Herr furth erklärt, daß die Regie⸗ 
rung, geleitet von dem Wunſche, daß wichtige Geſetz zu Stande zu 
bringen, ſich mit den Beſchlüſſen der Kommiſſion einverſtanden erkläre, 
mit alleiniger Ausnahme der Beſtimmung des $ 14 Nr. 3, wonach 
das Geſetz auch Anwendung finden ſoll auf die Beſetzung der Stellen 
der Landräthe, Kreis- und Amtshauptmänner. — Er bittet deshalb, 
die Amendements abzulehnen. N fi f 

Abg. Köhler (Göttingen) drückt feine Verwunderung über die 
Erklärung des Regierungskommiſſars aus. Noch in der Kommiſſion 
habe die Regierung behauptet, daß eine Aenderung des erſten ju⸗ 
riſtiſchen Examens in dem Sinne, daß auf die Prüfung in der Na⸗ 
tionalökonomie ein größeres Gewicht gelegt werde, durchaus nicht 
ſei, und daß zur Begründung einer ſolchen Nothwendig⸗ 
keit zunächſt das Gutachten aller Prüfungskommiſſionen eingeholt 
werden Be Jene Erklärung ſtehe mit der heutigen offenbar in 
Widerſpruch. Noch jetzt müſſe er das Bedürfniß beſtreiten, an die 
Juſtizj⸗Beamten die Anforderung zu ſtellen, ſich eingehend mit Na⸗ 
Aonalgtonomie zu beſchäftigen. Wolle man an die Verwaltungs- 


Beamten eine ſolche Forderung ſtellen, ſo möge man dies thun, 


dann dürfe man aber nicht die Verwaltungsbeamten und die Juſtiz⸗ 
beamten demſelben Examen unterwerfen. Er bitte deshalb das Haus, 
die Beſchlüſſe der Kommiſſion, ſoweit ſie ſich auf die Ausdehnung der 
Vorlage aut die Juſtizbeamten erſtrecken, abzulehnen. 725 x 
9b Richter (Hagen) weiſt darauf hin, daß bereits im vori⸗ 
en Jahre das Zuſtandekommen des Geſetzes an einem übertriebenen 
Neſſortpatriotismus geſcheitert 155 Folge das Haus den Wünſchen 
des Vorredners, fo drohe der Vorlage wieder daſſelbe Schickſal. Der 
2 tzweck der Kommiſſionsbeſchlüſſe ſei der, den in dem Geſetze vom 
„Mai 1869 über die Prüfung der Juſtizbeamten enthaltenen unkla⸗ 
zen Ausdruck „Grundlagen der Staatswiſſenſchaften“ ſchärfer zu prä⸗ 
ziſiren, um den Examinationsbehörden Anlaß zu oT: ein größeres 
Gewicht auf das Vorhandenſein volkswirthſchaftlicher Kenntniſſe zu 
legen. Schon Robert v. Mohl habe darauf hingewieſen, daß es heu⸗ 
tigen Tages nicht mehr möglich ſei, die Welt ausſchließlich mit Pan⸗ 
dehten zu regieren. Die im Handelsſtande jo vielfach hervorgetretene 
Oppoſition gegen die zünftigen Juriſten habe vorzugsweiſe ihren 
Grund in dem Mangel an Kenntniß der wirthſchaftlichen Verhältniſſe, 
der einen großen Theil unſerer richterlichen Beamten charakterifire. 
Dieſe Oppoſition gehe vielfach über die berechtigten Grenzen hinaus, 
abe aber doch einen wahren Kern. Er bitte deshalb das Haus den 
ſchlüſſen der Kommiſſion beizutreten und insbeſondexe das Amen⸗ 
dement Wiſſelinck, das in ſeiner Trennung des juriſtiſchen von dem 
ae chaftlichen Theile der Prüfung gerade widerſinnig erſcheine, 
abzulehnen. J 
mater ungs⸗Kommiſſar Geh. Rath Stölzel weiſt die Behaup⸗ 
tung des Abg. Köhler zurück, daß die Regierung ſich durch ihre heu⸗ 
tige Erklärung mit den in der Kommiſſion abgegebenen Erklärungen 
in Widerſpruch geſetzt habe. In der Kommiſſion habe die Regierung 
nur behauptet, daß die erſte juriſtiſche Prüfung in der Wirklichkeit 
den Vorſchriften des Geſetzes von 1869 durchaus entſpreche, und daß 
es zum Beweiſe einer gegentheiligen Behauptung des Gutachtens der 
Examinations⸗Kommiſſionen bedürfe. Dieſe Anſicht ſtehe mit der heu⸗ 
tigen Erklärung durchaus nicht im Widerſpruch. 1 
Abg. Gneiſt: Die Staatswiſſenſchaften ſind zwar ein ſehr wün⸗ 
ſchenswerthes Element unſerer Beamtenbildung, trotzdem dürfen wir 
aber hier nichts Unausführbares in das Geſetz hineinbringen und die 
Sache nicht ſchlimmer machen als ſie ſchon iſt. (Sehr wahr!) Da 
ich der Meinung bin, daß man im Geſetze möglichſt wenig über das 
agen ſoll, was eigentlich der Methode der Wiſſenſchaft angehört, ſo 
Hiike ich, namentlich alle Klauſeln wegzulaſſen, die ſich auf das erſte 
juriſtiſche Examen beziehen, da die Reichsgeſetzgebung ſich mit dieſer 
rage beſchäftigen wird, welche Rückſicht auf die Verhältniſſe aller 
deutſchen Länder zu nehmen hat. In zweiter Leſung hat ſich geſtern 
die Reichsjuſtizkommiſſion über eine Faſſung geeinigt, die alle dieſe 
Rückſichten genommen hat, dieſelbe differivt war in einigen Wortfaſ⸗ 
ſungen, ſtimmt aber ſachlich mit den Beſchlüſſen der Kommiſſion über⸗ 
ein. Widerſpruch von den Bundesregierungen iſt dagegen nicht exho⸗ 
ben. So bedeutende Lücken ſind in dem vorhandenen Geſetze nicht, 
daß es rathſam erſcheinen müßte, für Preußen ein beſonderes Ueber⸗ 
angsgeſetz zu ſchaffen. Allerdings iſt es wünſchenswerth, daß der 
Student der Rechte ſich ſchon auf der Univerſität mit Staatswiſſen⸗ 
— befaſſe, was beißt aber: er ſoll in denſelben examinirt wer⸗ 
den? Ich bin ſeit einem Menſchenalter Eraminator und hahe nie einen 
Unterſchied bemerkt in der Ausführung der Prüfungen je nach der 
einen oder anderen Wortfaſſung des Geſetzes. Die detgillirten In⸗ 
ſtruktionen haben nichts genützt, wohl aber häufig die Sache verſchlim⸗ 
mert. Wenn Sie einfach hineinſchieben: die Juriſten ſollen künftig 
auch ſtaatswiſſenſchaftlich examinirt werden, fo glaube ich vorher 
ſagen zu können, daß die Sachen in jeder Beziehung unvoll⸗ 
kommener, oberflächlicher und ſchlimmer werden als ſie jetzt ſind. 
Dieſe Dinge laſſen ſich nicht durch Geſetze machen, denn es fehlt 
an allen Momenten, um die von dem Abg. Richter befürworteten 
Vorſchläge ins Leben zu führen. Unſere heutigen Vorbereitun⸗ 
gen zur Ausbildung des praktiſchen Juriſten ſind ſo umfang⸗ 
reich, daß wir außer Stande ſind, in 5 oder 6 Stunden eine Mehr⸗ 
ahl von Kandidaten genügend zu prüfen, um ein ſicheres Urtheil zu 
aben. Wir müſſen Hauptmaterien weglaſſen, wenn nicht das Examen 
in allen wichtigen Gebieten ein ganz oberflächliches Scheinexamen 
werden ſoll. Die Sache wird doppelt ſchlimm, wenn Sie nun noch 
die Staatswiſſenſchaften hinzufügen. In Wirklichkeit kann man nichts 
mehr ordentlich fragen, wenn man Alles zugleich fragen ſoll. Hierzu 
kommt, daß es an Examinakoren fehlt. Die jetzigen Reglements des 
Juſtizminiſters zwingen uns, eine große Zahl von Räthen und Pro⸗ 
feſſoren zu den Prüfungen zu verwenden, die keinen Beruf dazu haben. 
Das iſt unvermeidlich, denn die Fähigkeit zu examiniren iſt eine ſehr 
jeltene. Schon bei der juriſtiſchen Prüfung ſteht es ſehr kritiſch, 
wollen Sie nun noch Eraminatoren haben, die Staatswiſſenſchaften 
prüfen, ſo behaupte ich, daß die Mehrzahl der jetzigen Herren Exami⸗ 
natoren ein ſolches Examen ſelbſt nicht beſtehen würde. (Heiterkeit. ) 
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Was man als „Staatswiſſenſchafl“ prüfen würde, würde für jeden 
Eraminator ein ganz anderer Stoff ſein, und die Prüfung würde 
einen ganz zufälligen, unbilligen Maßſtab gewähren. Sie verderben 
alſo das ganze Examen, indem Sie die Prüfungskommiſſion nöthigen, 
die Fragen auf einen leichten Fuß zu ſetzen und ſich mit Formalien 
zu begnügen, mit einigen allgemeinen Antworten etwa im Stil eines 
Konverſakionslexikons. Und dann denken Sie doch an die jungen 
Leute, die alle die Dinge zu einem Examen lernen Ken Um unſere 
juriſtiſchen Disziplinen genügend zu erfaſſen, reichen drei Jahre im 
Durchſchnitt nicht mehr aus (Sehr wahr !) namentlich für diejenigen, 
die ein Jahr dem militäriſchen Freiwilligendienſte widmen, und alſo 
höchſtens 24 Jahr wirklich ſtudiren. Liegt nun die Sache jo, ſo 

kann man ſagen, wenn ſich das Haus der Geſetzgeber nicht entſchlie⸗ 

ßen kann, einen vierjährigen Kurſus vorzuſchreiben, wie die ſüddeut⸗ 

ſchen Staaten, iſt denn dann rathſam, dreijähriges Studium in ein 

Geſetz hineinzuſchreihen und dieſem Studium noch eine ganz unbe⸗ 

meſſene Maſſe von Disziplinen hinzuzufügen, während man die juri⸗ 

ſtiſchen bereits jetzt nicht beſtreiten kann? Dann muüſſen Sie voraus⸗ 

ſetzen: obgleich wir wiſſen, va ein Yurift in drei Jahren kaum eine 

einigermaßen gründliche ale che Vorbildung haben kann, ſo ſchrei⸗ 

ben wir doch noch ein Material vor, das ungefähr noch die halhe 

Kraft mehr . (Sehr richti ch obgleich wir wiſſen, daß wir 

keine vorzüglichen Examinatoren 9 affen können für die eigentlichen 

juriſtiſchen Disziplinen, wollen wir dieſelben Examinatoren noch 

zwingen, Dinge zu examiniren, die ſie in der Regel ſelbſt nicht ver⸗ 

ſtehen. (Hört!) Wollen Sie Den wirken, daß unſere Juxiſten 

und Beamten Staatsrecht, Verwaltungsrecht und Staatswiſſenſchaf⸗ 

ten ernſtlicher betreiben, als bisher, ſo muß dafür eine Sonder⸗ 

prüfung eingeführt werden, für die man die ſehr wenigen geeig⸗ 

neten Examinatoren in Preußen wird zuſammenſuchen müſſen. 

Manche Studirende können aber nun die dazu erforderlichen Kollegien 

gar nicht hören, weil fie auf den kleineren Univerſitäten öfter nicht 

geleſen werden, manche find auch kaum im Stande, die eigentlich ju⸗ 

riſtiſchen Disziplinen zu bewältigen; warum ſoll da denn nicht dem 

jungen Manne ein gewiſſer Spielraum gelaſſen worden, ob er die 

ſtaatsrechtliche und ſtaatswiſſenſchaftliche Prüfung vom folgenden 

Tage oder über ein oder zwei Jahre beſteht? Von dieſem Geſichts⸗ 

punkte gewährt der Antrag Wiſſelinck die meiſte Latitude. Sind 

Ihnen die Vorſchläge zu ſpeziell, dann würde ich für den § 5 der Nez 

gierungsvorlage trotz des Wortes tent men ſtimmen. Dies Wort iſt 

eins der allerunſchönſten, die Sache wird aber in der Ausführung 

immer dieſelbe bleiben. Vor Allem iſt auf eine praktiſche Anordnung 

der Examinationskommiſſion Bedacht zu nehmen. Die Vorſchläge der 

Kommiſſion kommen mir ſo vor, als wenn Jemand, der über Gym⸗ 

naſial⸗ und Nealunterricht ſtreiten hört, den freundlichen Vorſchlag 

machen wollte: drückt doch eure Liebe zur Wiſſenſchaft dadurch aus, 

aß ide ‚nat, der junge Mann muß beide Kurſe zugleich machen. 

Heiterkeit. g 

Abg. Klöppel drückt ſeine Verwunderung darüber aus, daß 
der Abg. Gneiſt den früher von ihm ſelbſt verfochtenen Gedanken jetzt 
bekämpfe. Man könne ja bei einem fo ernſten Examen die Prüfung 
auf mehrere Tage ausdehnen, man könne das vierte Studienjahr hin⸗ 
zufügen und es von dem Vorbexeitungsdienſt der Referendarien weg⸗ 
nehmen, die ja den größten Theil des Tages in Kaffeehäuſern ver⸗ 
brächten. Eigentlich praktiſch lernten die Juriſten erſt von dem Tage 
an, wo ſie unter eigener Verantwortlichkeit arbeiteten. Von der Be⸗ 
antragung ein viertes Studienjahr hinzuzufügen, habe man abgeſehen, 
weil die Kommiſſionsbeſchlüſſe von ſelbſt dazu hinführen würden. Die 
Juxriſten haben nach ihrem jetzigen Bildungsgang nur eine formale, 
logiſche Bildung ohne realen Inhalt. Man befreie die ichen Bor 
Vorleſungen von unnützem Ballaſt ebenſo wie die dogmatiſchen Vor⸗ 
leſungen, und die jungen Leute werden Zeit genug zu national⸗ökono⸗ 
ſchen Studien haben. Der Examinator wird daun feine Fragen nicht 
auf abgeriſſene Thatfachen, ſondern auf das allgemeine Verſtändniß 
zu richten haben. Das Studium des Nechts kann vom Staate nicht 
zerriſſen werden in zwei Theile, es iſt ein Ganzes, und wenn die 
Trennung in der Praxis nothwendig iſt, dann darf ſie nicht zu früh 
eintreten, elwa ſchon nach einem kurzen dreijährigen Studium. 
Rednex empfiehlt ſchließlich die Annahme der Kommiſſions⸗Vorſchläge. 
Abg. Frhr. v. Manteuffel 11855 eine Verbeſſerung unſerer 
jetzigen Studienverhältuiſſe namentlich dahin gewünſcht, daß das 
Weſen der ſogenannten Preſſen untergraben würde. Nach den jetzigen 
Verhältniſſen kann von dem Ergebniß des Examens auf die Befähi⸗ 
gungen des Kandidaten nicht geſchloſſen werden. Die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion ſind nicht zu empfehlen, der Juſtizbeamte muß unberührt 
bleiben von der Fluktuation des politiſchen Lebens, er avaneirt nach 
der Anciennität, er unterliegt einem anderen Disziplinargeſetz als der 
Verwaltungsbeamte, der im Fluſſe des politiſchen Lebens ſteht und 
nach ſeinen beſonderen Fähigkeiten verwendet wird. Desyalb kann 
man die Vorbereitung beider nicht auf gleiche Weiſe regeln. 

‚209 den ee Die Mehrzahl hat ſich gewiß 
bei Anſicht der Kommiſſionsheſchlüſſe eines unangeneymen Gefühls 
nicht erwehren können. Es ſind aus einem früheren Geſetze über die 
Vorbereitung zum Juſtizdienſt einzelne Paragraphen herausgegriffen 
worden und in eine Materie hineingeſchoben worden, wohin fie nicht 
gehören. Man hat als Grund dafür angegeben, die Unklarheit des 
in dem früheren Geſetze ſich befindenden Ausdrucks: der Examinand 
ſoll geprüft werden in den Grundlagen der Staatswiſſenſchaft. Ab⸗ 
eſehen davon, daß damals der Profeſſor der Staatswiſſenſchaften 
Tellkampf dieſen Ausdruck für den allein geeigneten hält, brillirt der 
jetzt gewählte Ausdruck keineswegs durch größere Klarheit und authen⸗ 
liſchere Interpretation. Wir ſtimmen überein, daß jetzt größere Anz 
forderungen geſtellt werden. Iſt das wahr, dann dekretire man ein 
viertes Studienjahr, oder man mache das Geſetz nur für Verwal⸗ 
tungsbeamte und laſſe die armen Juriſten ungeſchoren, die jetzt leidlich 
mit ihrem Examen zufrieden ſind. - 5 

Geh. Rath Stölzel tritt dem Borwiürfe des Vorredners ent⸗ 
gegen, daß das jetzige Negulativ mit dem früheren über die Vorbe⸗ 
reitung zum Juſtizdienſt erlaſſenen nicht im Einklang ſtehe. 

Abg. Wiſſelinck befürwortet ſein Amendement mit der Erwä⸗ 
gung, daß ein dreijähriges Studium nicht genüge zur vollſtändigen 
Aneignung der rein juxiſtiſchen Materien, um jo weniger, wenn die 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Fächer dazu kommen ſollen. Nun iſt nicht ein⸗ 
aufchen, weshalb der junge Mann die erſten Jahre feiner praktischen 
Thätigkeit nicht dazu benutzen ſoll, die Lücken in ſeinen ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kenntniſſen auszufüllen. Das Tenkamen verliert ja ne 
unangenehmen Reminiszenzen, wenn es vor einer ſtaatlichen Prüfungs⸗ 
1 und nicht wie früher bei den Regierungskollegien abge⸗ 
egt wird. N 
Abg. Windthorſt (Meppen) würde ohne Ausnahme von allen 
Kandidaten ein erſtes juriſtiſches Examen verlangen, da es bei den 
ausführenden Beamten hauptſächlich darauf ankomme, daß fie tüchtige 
Juxiſten ſeien. Ein tüchtiger Jurift wird meiſtens ein guter Vers 
waltungsbeamter ſein, und man könnte die Vexwaltungsbeamten aus 
der Juriſtenhierarchie nehmen. Man kaun für die Verwaltungs⸗ 
karriere ein beſonders zweites Examen einführen, wie das in meiner 
Heimath früher thatſächlich war. Will man gleich ein erſtes Examen 
für den Verwaltungsbeamten machen, ſo laſſe man die bereits über⸗ 
bürdeten Juriſten damit verſchont. Die Examina find überhaupt nicht 
ſehr vortheilhaft, da ſie die Einpaukerei befördern. Die zu gleicher 
Zeit freiwillig Dienenden ſtudiren nicht zwei Jahr, wie Abg. Gneiſt 
ſagt, ſondern nur ein Jahr, denn ein Jahr kneipen ſie (Heiterkeit), 
und ich würde den bedauern, der das nicht thut. (Heiterkeit) Wün⸗ 
ſchenswerth iſt, daß man dem Kandidaten frei ſtelle, das zweite Ver⸗ 
waltungsexamen zu machen. Die nöthigen Aenderungen in dieſer 
Beziehung beabſichtigt der Redner nicht zu beantragen, wird aber 
gegen die Kommiſſionsbeſchlüſſe und für das Amendement des Abg. 
Windthorſt (Bielefeld) ſtimmen. N 6 

Die OR wird hierauf geſchloſſen. 

Referent Abg. Naſſe tritt nochmals für die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion ein; darauf wird § 1 in der Faſſung des Antrages 
Wiſſelinck, welcher an die Stelle der 8s 1 bis 24 der Kommiſſions⸗ 
vorſchläge tritt, angenommen. . 

Da nach dem Wortlaut dieſes Beſchluſſes 8 2 der Regierungs⸗ 
vorlage ebenſo wie die ss 1 bis 2d. der Kommiſſionsvorlage beſeitigt 
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rüfung kommt es darauf an, feſtzuſtellen, ob der Kandidat 
gt befähigt und gründlich ausgebildet zu erachten fei, im höheren 

Hi eine ſelbſtſtändige Stellung mit Erfolg einzu⸗ 
nehmen. 

Abg. Knebel will dieſem Paragraphen hinzufügen: „und au 
die Kenntniß der beſtehenden 4 tsverhältniſſe der Landes uilur 
der Induſtrie und des Handelsvexkehrs.“ 

Abg. v. Heereman bezweifelt, daß der Zweck, welchen der Abg. 
Knebel verfolge und welchen er nur billigen könne, durch den vorlie⸗ 
genden Autrag erreicht werde. 8 

Abg. Knebel tritt nochmals für feinen Antrag ein, während 
Abg. Richter (Hagen) e geltend macht, daß er ent⸗ 
weder das Feld des Examens ins Unendliche erweitere, oder nichts 
Neues in die Regierungsvorlage hineinbringe. 

Abg. Wehren pf ennig erklärt, daß feine Unterſchrift unter 
den Br Knebel nur ein t Heiterkeit.) 
Unter Ablehnung des Antrages Knebel wird ſodann 8. 9 in der 
Faſſung der Kommiſſionsbeſchlüſſe angenommen. 

FS. 10 wird ohne Debatte genehmigt und die Debatte über 
die 88. 11, 12 und 13 vorläufig ausgeſetzt. ; 4 

Hierauf vertagt ſich das Haus um 3 Uhr bis Freitag 10 Uhr. 
(Dritte Leſung der Geſetze, betreffend die Bahnen Halle = Safer und 
Halle-Sorau-Guben; Fortſetzung der heutigen Debatte.) 


7 Sitzung des Herrenhanſes. 

Berlin, 18. Mai, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch: Camphauſen, 
Achenbach, Miniſterialdirektor Weishaupt und einige nalen, 
ſpäter Fürſt Bismarck und Dr. Friedenthal. . 

Der Vertreter für Kaſſel, Rechtsanwalt Dr. Weigel, iſt in das 
Haus eingetreten. 

Die beiden Gegenſtände, welche auf der Tagesordnung des Hau⸗ 
ſes ſtehen, ſind bereits in den Sande des Abgeordnetenhauſes 
ausführlich und erſchöpfend behandelt. it Rückſicht darauf und da 
auch die im Abgeordnetenhauſe verhandelten Gegenſtände eine aus⸗ 
führlichere Berichterftattung und einen umfangreichen Raum erfor⸗ 
dern, enthält ſich der nachſtehende Sitzungsbericht nach Möglichkeit 
der eingehenderen Wiedergabe ſolcher Geſichtspunkte, welche bereits 
3 en ebatten der zweiten Kammer erſchöpfend' erörtert wor- 
en ſind. 

ls erſter Ge,„enftand der heutigen Verhandlung war urſprüng⸗ 
lich der Geſetzentwurf betreffend die Vereinigung des Herzogthums 
Lauenburg mit der alte Wet Monarchie vorgefehen worden; da 
indeß der dafür beſtellte 2 „ noch nicht anweſend iſt, tritt 
das Haus zunächſt in die erſte Berathung über den Geſetzent⸗ 
wurf betreffend die i der Eigenthums⸗ 
und ſonſtigen Rechte des Staates an Eiſenbahnen 
auf das deutſche Reich. 

Für die Vorlage erhält zuerſt das Wort: 

Graf Udo zu Stolberg- Wernigerode: Die Gegner 
dieſer Vorlage haben als ihr Hauptargument angeführt, das Ziel dieſes 
Geſetzes ſei die 1 Uebextragung ſämmtlicher deutſcher Eiſen⸗ 
bahnen auf das Reich. Auch, ich habe dieſe Anſicht: aber ich kann 
dieſes Spiel nur billigen. Niemand kann leugnen, daß unſere Eiſen⸗ 
bahnzuſtände einer gründlichen Reform bedürftig find; alle Verſuche⸗ 
aber, ein Eiſenbahngeſetz zu Stande zu bringen, um dadurch die Re⸗ 
I herbeizuführen, erinnern mich lebhaft an die Verſuche, den alten 
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utſchen Bund zu reformiren. Die Verquickung von Privat⸗ und 
öffentlichem Rechte bei den Eſſenbahnen bildet einen gordiſchen Knoten, 
der nicht gelöſt, ſondern zerſchnitten werden muß, und als den erſten 
Schritt hierzu begrüße ich dieſe Vorlage. Es iſt abſolut unmöglich, 
den Eiſenbahnen, ſo wie ſie jetzt beſtehen, einen einheitlichen Tarif, 
den das Land verlangt, d man kann ſich nach der Rich- 
tung der wünſchenswerthen Reform nicht ändern. Sint, ut sunt, aut 
non sint! und darum ſage ich: non sint! Der Rede des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Miniſters bei Berathung dieſer Vorlage im Abgeordneten⸗ 
hauſe kann ich nur meine vollſte Anerkennung geben; ihre Grundge⸗ 
danken waren hauptſächlich iter Die Agrarier werden von allen 
Seiten verketzert; man ſchildert ſie in einem Athemzuge als feudale 
Junker und als Sozialiſten, als Ultramontane und als wüthende Kul⸗ 
lurkämpfer. Dieſe Vorwürfe treffen ſchon deshalb nichtzu, weil die Agraxier 
ſich überhaupt mit den Fragen der 1255 Politik gar nicht beſchäf⸗ 
tigen, ſondern nur die der Wirthſchaftspolitik in ihren Geſichtskreis 
ziehen. Trotzdem dringen die Ideen der Agrarier in immer weitere 
Kreiſe und finden immer mehr Anhang im Lande. Ein ſehr gut re⸗ 
digirtes Blatt, die „Schleſiſche Zeitung“, hat neulich bereits geſagt, 
es bliebe der liberalen Partei nichts weiter übrig, als das Programm 
der Agrarier in die Hand zu nehmen. Und allerdings, die Anerken⸗ 
nung kann ich der „Schleſiſchen Zeitung“ nicht verſagen, daß ſie ſich 
ſtets vom „korrekten“ Gründerthum ebenſoweit wie vom „inkorrekten“ 
entfernt gehalten hat. Die Mancheſter-Theorie hält bekanntlich die 
freie Konkurrenz für das allein ſeligmachende Univerſalmittel gegen 
alle wirthſchaftlichen Schäden, während der Sozialismus ſie grund⸗ 
ätzlich verwirft. Wir, die Agrarier, ſtehen in der Mitte; wir ver⸗ 
chließen uns keineswegs den Vortheilen der freien Konkurrenz, meinen 
aber, daß es Gebiete giebt, wo fie entweder gar nicht oder nur im 
höchſten Grade ſchädlich wirkte, und ein ſolches Gebiet find in erſter 
Linie die Eiſenbahnen. Dieſe beruhen weſentlich auf dem Monopol, 
da fi ohne Privileg nicht zu Stande kommen können und deshalb 
muß hier die freie Konkurrenz nothwendig die höchſte Ungerechtigkeit 
und die größten Mißſtände zur Folge haben, die nur auf dem Wege 
diefer Vorlage durch Herſtellung einer ſtrengen und ſtraffen ſtaak⸗ 
lichen Verwaltungs ⸗Zentraliſation beſeitigt werden können. Eine 
beiondere Bexückſichtigung verdient au die militäxiſche Seite 
der Frage. Daß wir im letzten Kriege mit den Leiſtungen der 
Eiſenbahnen zufrieden fein konnten, haben wir z m größten Theil 
den Fehlern unſerer Feinde zu danken, auf deren Wiederholung wir 
nicht zu rechnen haben; ſodann haben wir in dieſem Kriege nur nach 
einer Seite Front zu machen nöthig gehabt, in dem nächſten Kriege 
kann ſich dies leicht ändern, und dann mien nothwendig Kompli⸗ 
kationen eintreten, denen unſer beſtehendes Eiſenbahnſyſtem in keiner 
Boise gewachſen iſt. daß die zentrale Macht des Reiches durch dieſe 
Vorlage geſtärkt wird, ſoll nicht geläugnet werden; aber darüber 
müſſen wir uns doch klar ſein, daß dies der A. Pia e Gang der 
Entwickelung unſerer politiſchen Verhältniſſe iſt. Die Einzelſtagten 
müſſen abnehmen, das Reich muß zunehmen, daß iſt eine Nothwendigkeit, 
und wer ſich dagegen ſträubt, der müßte überhaupt die Gründung des 
deutſchen Reiches nicht wollen. Sollte der Bundesrath oder der 
Reichstag die Vorlage verwerfen, ſo haben wir unſere Schuldigkeit 
gethan und dann würde nichts übrig bleiben als der Ausweg, daß 
der preußiſche Staat ſeine Eiſenbahnen zentraliſirt und zunächſt in 
Preußen die nöthigen Reformen, ſchafft; ich wünſche, daß dies alsdann 
mit der nöthigen Energie geſchehen möge. In der gegenwärtigen 
Vorlage erblicke ich den Beginn einer gefunden Reaktion auf wirth⸗ 
ſchaftlichem Gebiet und 2 trete ich derſelben freudig bei. 
Baron v. Senfft⸗Pilſach. Schon haben Sachſen, Baiern 
und Württemberg auf das entſchiedenſte ſich gegen diefe Vorlage aus⸗ 
eſprochen. Warum will man denn dieſen Staaten ein ſolches Herze⸗ 
eid anthun; und ein. Geſetz annehmen, das ihnen ſo ganz und gar 
zuwider iſt? (Heiterkeit. Ein Punkt ſcheint mir beſonders wichtig zu 


ſein. Wir haben hier über eine jo großartige Geldfrage zu entſchei⸗ 


den, daß wir über ihre Bedeutung und Tragweite ganz im Unklaren 
ſind. Nach der Brochüre des Herrn von Värnbüler werden die Ko⸗ 


n Abſtimmung über 8 2 der Regierungsvorlage für 
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en für den Ankauf der Bahnen nicht weniger als 9,685,000,000 Mk. 
etragen, alſo mehr als das Doppelte der Fan ien 5 Milliarden⸗ 
Kontribution. Die Folge dieſes Ankaufs kann daher nur eine Ver⸗ 
mehrung der Reichsſteuern ſein, eine Rückſicht, die uns ſchon allein 
beſtimmen m. gegen das d zu ſtimmen. g 
Prof. Dr. Beſeler: Die Zentraliſation der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung, wie ſie die Vorlage anſtreben ſoll, iſt mit dem Weſen eines 
Bundesſtaates, wie ihn das deutſche Reich anſtrebt, entſchieden un⸗ 
vereinbar. Wenn ich daher glauben müßte, daß dieſe Vorlage noth⸗ 
wendig zu einer ſolchen Zentraliſation hinführt, o würde ich dagegen 
ſtimmen, indeß haben mich die beſtimmten Erklärungen des Handels⸗ 
miniſters im Abgeordnetenhauſe in dieſer Beziehung hinlänglich bes 
ruhigt. Bei ſorgſamer Prüfung it mir endlich klar geworden, daß 
dieſe Vorlage trotz der großen Bedenken, die ihr entgegenſtehen, einen 
großen und wahren Gedanken enthält, nämlich den; wenn das Reich 
eine Stärkung feiner Macht Mach bat, fo kann dieſe nur gefcheben 
durch die Vermehrung ſeiner Machtmittel, und dieſe kann beim deut⸗ 
ſchen Reich nur eintreten, wenn die Landesmacht Preußens ihm zuge⸗ 
führt wird. In dieſem Sinne iſt der Uebergang der preußiſchen Bah⸗ 
nen auf das deutſche Reich ein vollkommen berechtigter; denn es iſt 
derſelbe Gedanke, der das deutſche Reich überhaupt in den Jahren 
1867 und 1871 gegründet hat. Geben Sie dem Reiche das preußiſche 
Eiſenbahnnetz, ſo verfahren Sie durchaus in dem Sinne und Gedan⸗ 
ken der Reichsgründung. Freilich, wenn man ſich fragt: Sind auch 
die thatſächlichen Vorgusſetzungen vorhanden, dieſe Vorlage auszu⸗ 
ihren, und iſt es unter den gegebenen wirthſchaftlichen und Zeitver⸗ 
ältniſſen überhaupt im Intereſſe des Reiches, überhaupt opportun, 
weckmäßig und gerechtfertigt, daß dieſe ſo wenig vorbereitete Ge⸗ 
ſetzes vorſa e fo eilig eingebracht und mit ſolcher Haft durchgeführt 
werden ſoll? — ſo muß ich dieſe Frage offen und entſchieden vernei⸗ 
nen. (Hört!) Das Land iſt ſchon ohnedies durch die raſtloſe Thätig⸗ 
keit der Reichs⸗ und dene g, ermüdet, es ſehnt ſich nach 
Ruhe und Sammlung, zumal heute in dieſer Zeit, wo eine ſo furcht⸗ 
bare wirthſchaftliche riſis auf dem Lande laſtet. Dazu kommt, daß 
die nothwendigen Reformen im Eiſenbahnweſen ja durch ein, Eiſen⸗ 
bahngeſetz geſchaffen werden können. Mir wenigſtens iſt es nicht ge⸗ 
lungen, die Gründe einzuſehen, weshalb das Zuſtandekommen eines 
ſolchen Eiſenbahngeſetzes abſolut unmöglich fein fol. Wenn ich 
trotz aller dieſer großen und ſchweren Bedenken dennoch ent 
en bin, für die Vorlage zu ſtimmen, ſo muß ich mir 
agen, daß ich es hier nicht mit einem gewöhnlichen Geſetze zu thun 
habe, deſſen Inhalt und Tragweite man nicht überſehen kann. Ich 
weiß ja nicht einmal, ob das Geſetz überhaupt zu Stande kom⸗ 
men wird und wie und wann es zu Stande kommen wird. Nur 
wünſchen und erwarten kann ich, daß es in der rechten Zeit, d. h. 
unter Berückſichtigung der politiſchen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
und in der rechten Weiſe, d. h. im l Sinne zu Stande 
kommen werde. Ich ſtimme für die Vorlage nur deshalb, weil ich mir 
bewußt bin, damit der Regierung, insbeſondere dem leitenden Stgats⸗ 
manne ein Vertrauensvotum zu geben, und weil ich es ſehr ſchwer 
empfinden würde, wenn ich der Reichspolitik des Fürſten Bismarck in 
einer, ſo eminent wichtigen Sache von vornherein entgegentreten 
müßte. 

Graf zur Lippe: Wenn ich die Vorlage vom ſogenannten kon⸗ 
ſervativen Standpunkte aus betrachte, der ſich nicht auf das alte ſteift, 
ſondern ſehr wohl den Untergang vom alten zum beſſern anerkennt, 
aber nur in fortwährender Kontinuität, ſo kann ich mich nicht für das 
Geſetz ausſprechen, weil durch daſſelbe ein direkter Sprung dem alten 

egenüber gemacht wird. Der Vorredner glaubt, dem 3 des 
Entwurfs zuſtimmen zu müſſen, um der Regierung ein $ ertrauens⸗ 
votum zu ertheilen. Dieſes Votum würde ihn aber auch nötbigen, 
den mit dem Reiche vereinbarten Verträgen bedingungslos und unter 
allen Umſtänden zuzuſtimmen, was er gar nicht beabſichtigt. Im 
Laufe von fünfzig Jahren iſt mit großer Aufwendung von Intelligenz, 
Arbeitskraft und Privatkapital ein großes Eiſenbahnnetz von Staats⸗ 
und Privatbahnen entſtanden, Verkehr, Handel und Wandel haben ſich im 
eminenten Maße gehoben und die Steuerkraft des Landes vermehrt; und 
nachdem dies erreicht worden, geht man nunplötzlich dazuüber, dieſen ganz 
zen Nationalreichthum wegzugeben! Graf Stolberg hat ſchon angedeutet, 


daß die Motive eigentlich nicht zu der Vorlage paßten, und ich werde 


mich deshalb nicht an ſie, ſondern an die gehörten Reden halten. 
Im andern l haben der Miniſterpräſident und drei Miniſter 
ſich bewogen gefühlt, für die Vorlage zu ſprechen; es iſt dies eine 
wunderbare Thatſache, aber am meiſten haben mich die Ausführun⸗ 
gen des Miniſter Camphauſen intereſſirt, nicht wegen der Tiefe der 
wirthſchaftlichen Geſichtspunkte, ſondern wegen der Geſchicklichkeit, 
mit der er das Thema variirt hat: „eoactus volui!“ (Heiterkeit.) 
Die Herren Agrarier werden übrigens bei den Reichseiſenbahnen am 
wenigſten ihre Rechnung finden. Wenn ſie ſich künftig an den Land⸗ 
wirthſchafts⸗Miniſter wenden und von ihm die Vertretung ihrer In⸗ 
tereſſen gegenüber der Eiſenbahnpolitik verlangen, ſo wird er ihnen 
antworten, die Eiſenbahnen gehörten dem Reiche und er ſei nicht kom⸗ 
petent. Die Herren thäten daher gut, bei Zeiten ein Schild an dem 
neuen Gebäude des Ackerbau⸗Miniſteriums anbringen zu laſſen mit 
der Aufſchrift: „Inkompetenzhaus für landwirthſchaftliche Intereſſen 
in Eiſenbahnſachen.“ (Heiterkeit.) Die Freunde des Geſetzes behaup⸗ 
ten zunächſt, daß es völlig harmlos ſei. Hiergegen iſt wohl ſchon ge⸗ 
nügend von beiden Häuſern opponirt worden. Dann ſagte der Han⸗ 
delsminiſter, daß das deutſche Volk das Geſetz verlange, — eine 
Behauptung, die ohne jeden Beweis aufgeſtellt iſt und mich erinnert, 
an den Ruf der Demagogen im Jahre 1818 in den Straßen Ber⸗ 
lins: „Das Volk will es!“ Als dritter Grund wird ferner ange⸗ 
führt, daß die Reichsverfaſſung zur Ausführung gebracht werden 
müſſe; aber da wundert es mich doch, daß fie trotz ihres jahrelangen 
Beſtehens noch nicht zur Durchführung gebracht ſein ſollte, es müßte 
unter dieſen Umſtänden wirklich den Vebörden ein direkter Vorwurf 
gemacht werden. Aber ich kann dies wirklich nicht anerkennen; ich 
ſehe überhaupt nicht ein, weshalb man nicht, wenn man ſich in dieſer 
Verfaſſungsausführung ſo ſicher weiß, direkt die Verträge abge⸗ 
ſchloſſen und ſie erſt nachher dem Landtage vorgelegt hat. Wenn der 
Vorredner ſich dahin ausgeſprochen, daß es ſich hier nur um den 
Uebergang der preußiſchen Stagtsbahnen am das Reich handle, fo 
werden ſich doch unmöglich die ſüddeutſchen Staaten dem Uebergange 
ihrer Staatslaſten auf die Dauer entziehen können, und ebenſo werden 
ich die Privatbahnen dieſem Zwange fügen müſſen. Somit komme 
ich zu dem Schluß, daß dieſe Vorlage nicht die Einheik des Reiches 
ſtärken, ſondern zur Spaltung unter den einzelnen Bundesſtaaten 
. wird; ich könnte vielleicht der Vorlage zuſtimmen, wenn eine 
lauſel in und aufgenommen würde, in der auch die Zuſtimmung 
der übrigen Bundesſtaaten erfordert würde. So wie die Sache aber 
jetzt liegt, muß ich mich gegen das Geſetz erklären. 
Handelsminiſter Dr. Achenbach: Der Vorredner hat zum 
Schluͤſſe ſeiner Rede erklärt, daß er der Vorlage mit einer Klauſel 
zuſtimmen könne; aber ich ſehe wirklich gar nicht, wie irgend etwas 
an ſeinen geäußerten Bedenken durch dieſe Klauſel geändert würde; 
und ich kann deshalb nur ſagen, daß der Graf zur Lippe ſich mit 
einem Schlußſatze ſelbſt widerlegt hat. Ich anerkenne ſehr gern, daß 
eit 50 Jahren auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens immenſe Forte 
chritte gemacht find, aber wenn man jetzt behauptet, daß wir mit der 
egenwärtigen Vorlage einen Sprung machen, ſo iſt dies ehen ein 
Irrthum der Gegner. Ich behaupte im Gegentheil, daß wir mit 
dieſem Geſetz nur der alten beſſeren Tradition folgen, und ich bitte 
die Freunde der Vorlage, ſich nicht durch die gegentheiligen Gründe 
beirren zu laſſen. Ein Hauptargument der Gegner iſt ſteks, daß der 
beabſichtigte Schritt der Anfang zur Beſeitigung der Privatbahnen 
ſei; aber ich kann offen erklären, daß dies etwas den Intentionen 
der Regierung völlig Fremdes iſt. Sie will mit dieſem Geſetze 
durchaus nicht ein derartiges Vorgehen inauguriren. Auch den 
Grund kann ich nicht anerkennen, daß nach dem Uebergange der 
Eiſenbahnrechte auf das Reich der Bau von Lokalbahnen nicht 
mehr ſtattfinden könne; ich bin im Gegentheil der Anſicht, daß 
ſich der Ausbau noch bedeutend heben wird, da die dominirenden Li⸗ 
nien nur Intereſſe daran haben können, daß ihnen Zufluß durch Lo⸗ 
kalbahnen zugeführt werde. Ich ſtehe durchaus nicht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß mit dieſem Geſetze ein Eiſenbahneldorado eröffnet werden 
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würde. Aber es müßte doch 5 zu abe wenn nicht un ſchon 
110 ng des Eiſenbahnweſens viele Schäden be⸗ 
in werden follten. Sie haben im Jahre 1873 der Erweiterung 
des Staatsbahnnetzes zugeſtimmt und damit begonnen, zu den unſeren 
alten guten Traditionen zurückzukehren Der Sinn der damaligen 
Vorlage war nicht die Erweiterung des fiskaliſchen Beſitzes, ſondern 
lediglich die Möglichkeit der Einwirkung auf die Privatbahnen im all⸗ 
S Intereſſe und mit dieſem Geſetze geht ſie wiederum einen 
Schritt auf dieſem Wege vorwärts. Wenn es aber natürlich iſt, daß 
die Aufſicht Preußens in Bezug auf ſeine Bahnen ſeinen Einfluß über 
die Landesgrenzen hinaus erſtrecken mußte, und dadurch gewiſſermaßen 
in Konflikt gerathen konnte mit den anderen Bundesſtagten, jo wird 
dies mit der Abtretung unferer Eiſenbahnrechte an das Reich vermie⸗ 
den. Nachdem man ein Reichseiſenbahngeſetz an dem Widerſtande der 
Partikularſtaaten geſcheitert ſah, ſtanden nur zwei Wege offen, entwe⸗ 
ner auf die alten Zuſtände zurückzugreifen und das Reichseiſenbahn⸗ 
Amt aufzulöſen — und damit würden ſich die Regierungen in entſchie⸗ 
denem Gegenſatz mit dem Reichstag befunden haben, der dies nie zu⸗ 
geben würde — oder dieſen Weg zu betreten auf welchem wir uns in 
ebereinftimmung mit dem deutſchen Volke befinden, aber nicht, wie 
Graf zur Lippe meint, im Sinne der Demagogen des Jahres 1818. 
Die Regierung nimmt nur die alte Tradition der fünfziger Jahre 
wieder auf und glaubt ſich hierin in Uebereinſtimmung mit der Lan⸗ 
desvertretung. Ich bitte Sie daher die Vorlage anzunehmen. 
Oberbürgermeiſter Haſſelbach: Der Graf zu Stollberg 
hat dieſe Vorlage e weil er in ihr einen Bruch mit dem 
bisherigen Syſtem erkennt. Nach den Erklärungen des Handels⸗ 
miniſters heute und am 28. April 1876 iſt es entſchieden nicht die 
Abſicht der Regierung, das gemiſchte Syſtem aufzugeben, und ich 
nehme darnach an, daß Graf zu Stollberg nunmehr gegen die Vor⸗ 
lage ſtimmen wird. (Heiterkeit.) Ich meinerſeits würde es für das 
größte wirthſchaftliche Unglück halten, wenn das Reich wirklich dieſe 
lbſicht hätte, die ſämmtlichen Bahnen anzukaufen. Andererſeits aber 
theile ich die Hoffnungen des Handelsminiſters auch nicht, der glaubt, 
daß von dieſem Geſetze allein ſehr weſentliche Verbeſſerungen des 
Betriebs verſpricht. Ich gebe denen Recht, welche die Regelung der 
Tarife nicht von der i t ſondern von dem Verkehrsminiſter 
erwarten, außerdem aber bitte ich noch zu beachten, daß, wenn es bis⸗ 
her ſchon ſchwer war, mit einer Beſchwerde itber die Eiſenbahnen 
Erfolg zu 1 es Ihnen künftig noch viel ſchwerer werden wird, 
Recht zu bekommen, und die Mißſtimmung darüber wird darum 
ewiß keine kleinere werden. Wenn Sie die Privatbahnen alle in 
taatsverwaltung geben, verwaltet der Stagt ein Monopol, das zu 
den größten Unzuträglichkeiten führen su: Darin ſtehe ich zu 
den Herrn Grafen Stollberg in direktem Widerſpruch. Man wird 
erner von dem preußiſchen Staate verlangen, daß er dem deut⸗ 
chen Reiche gegenüber gewiſſe Konnivenzen in der Ermittelung des Prei⸗ 
es beobachte, der preußiſche Staat wird gewiß kein glänzendes Ge⸗ 
ſchäft machen. Nichts deſto weniger ſage ich mir, daß es für mich und 
mehrere meiner Freunde doch eine eigenthümliche Lage wäre, wenn 
wir der preußiſchen Staatsregierung eine Niederlage bereiten wollten 
in dieſer Frage, man würde dies in und außer dem Hauſe falſch aus⸗ 
beuten und das iſt für mich ein Grund, für die Vorlage zu ſtimmen. 
Aber ich ſtelle mich dabei nicht auf den Standpunkt, 0 weil ich 
nun A geſagt, ich nun auch B fagen müßte, ſondern i muß mir 
ebenſo wie Dr. Beſeler vorbehalten, in den ſpäteren Stadien — 
wenn uns die Verträge vorliegen werden — nein!“ ſagen zu dürfen. 
v. Kleiſt⸗Retzow: Die Herren Graf Stollberg, Dr. Beuler, 
e desavouirten ſich gegenſeitig und ſprachen Jeder gegen die 
rgumente des Anderen, und die beiden letzteren auch entſchieden ge⸗ 
gen die Vorlage. Dann haben ſie aber kurz gegen ihre ſachlichen 
Gründe Front gemacht und erklärt, ſie ſtimmen für die Vorlage, in 
der Hoffnung, nachher freie Hand zu haben, gegen den Vertrag zu 
ſtimmen. Meine Herren, wer heute einen ſolchen Sprung machen 
konnte, der wird auch ſpäter den anderen machen, der nur wenige 
Zoll weiter iſt. — Ich komme der Staatsregierung in ihren Inten⸗ 
tionen weit entgegen, in Bezug auf die Ausführung aber kann ich 
dem Wege, den ſie gewählt hat, kann ich der Vorlage nicht zuſtimmen. 
Die Eiſenbahnen vermitteln den ganzen Verkehr eines Landes, ſie 
find der Ansdruck ſeines geſammten wirthſchaftlichen Lebens. Irrg⸗ 
tionelle Differenzialtarife wirken tief ſchädigend darauf ein. Ein 
großes Heer von Beamten, deren Anſtellung, Abſetzung, lauter öffent⸗ 
liche Intereſſen von höchſter Bedeutung für den Staat, kommen dabei 
in Betracht. Ihr Recht haben die Shen nur durch Staats⸗Privi⸗ 
legium, der Staat hat zu ſorgen, daß ſie es nicht in finanziellem In⸗ 
tereſſe ausbeuten, und darum ſind wir dem Staate Dank ſchuldig, daß er 
dieſe Frage wieder energiſch in die Hand genommen hat. Aber iſt 
denn dieſer Weg der richtige? Es gieht deren zwei. Entweder ein 
Neichseiſenbahnſyſtem oder ein Staatseiſenbahnſyſtem, und dann ein 
Geſetz, das auch die Tarife näher beſtimmen mag. Ich meine nicht 
unbedingt, lauter Staatsbahnen, ſondern daß der Staat als ſolcher 
feine ſtarke Hand über das ganze Anden legen und darum 
nach allen Richtungen hin vegulatoriih Eiſenbahnlinien haben muß, 
um dadurch maßgebend und entſcheidend einzuwirken. Nun wird enk⸗ 
gegnet: um die Frage der Reichseiſenbahnen handle es ſich nicht. 
Heute allerdings nicht, aher morgen! Dieſe Vorlage wird nothwen⸗ 
dig zum Reichseiſenbahnſyſtem führen, und die Bedenken dagegen 
mülſſen alſo auch gleich hier geltend gemacht werden. Die Reichsver⸗ 
faſſung iſt gegen die Vorlage, ſie ſetzt den beſtehenden Zuſtand von 
Staats⸗ und Privatbahnen voraus, und doch wird geſagt, dieſe Vor⸗ 
lage erfülle recht eigentlich den Zweck der Art. 41— 47. Sie ſetzt den 
Nachweis voraus, daß es unmöglich iſt, auf dem Wege, den ſich die 
Reichsverfaſſung gedacht hat, zum Ziele zu kommen, und dies läßt 
der Handelsminiſter noch immer unerwogen, ob es für den Bun⸗ 
desrath unmöglich wäre, ſolche Beſtimmungen durchzubringen, die 
der Reichsregierung hinreichende Macht gewährten, womit der 
Reichstag gewiß einverſtanden wäre. Entſcheidend freilich iſt für 
mich jedenfalls, daß eine derartige Uebertragung des gefammten 
Eiſenbahnweſens auf das Reich die tiefſten Lebensbedingungen der 
Staaten gefährden würde; ſie iſt entgegen der Auffaſſung, die bei 
Schaffung der Reichsverfaſſung herrſchte; ſie bleibt der erſte Schritt 
zur, Staatseinheit, zu einem. terium, das unmittelbar dem 
Reichstage Rede und N mi 
des Bundesraths und Reichstages; ſie iſt alſo eine in allen Be⸗ 
ziehungen weſentliche Aenderung, die auch zur Schädigung des 
Reichs führen wird und nach meiner Meinung unglücklich iſt. Dann 
iſt der Verſuch noch nicht gemacht worden, eine derartige Admini⸗ 
ſtration in ſtaatlicher Hand zu konzentriren, während dem Reiche 
nicht einmal die Hilfsbeamten, welche die Einzelſtaaten beſitzen, 
zur Seite ſtehen; eine Konzentration bis in die tiefſten Tiefen 
hinein iſt aber außer Stande, die lokalen Bedürfniſſe zu er⸗ 


kennen und zur e zu bringen. Endlich iſt es in finan⸗ 
zieller Beziehung eine Unmöglichkeit, daß das Reich bei dem 
anhaltenden Rückgange der Renten, dem preußiſchen Staate 


diejenige Rente gewährt, die es ihm wird zahlen müſſen. Wie kommt 
Preußen dazu, dieſe Kapitalien, dieſen Grundbeſitz, dieſe die Lebens⸗ 
kraft Preußens enthaltenden Objekte an das Reich zu übertragen? 
Es wird doch heißen, die Verwaltung ſei eigentlich eine i es 
wird doch ein Mißtrauen bleiben, daß die Rechnung eigentlich eine 
für Preußen vortheilhafte geweſen ſei. Und wenn ſie das nicht iſt, 
haben wir doch den Nachtheil. Wie wird es denn in Zukunft mit dem 
Bau neuer Bahnen werden? Es werden gewiß nicht die einträglichſten 
ſein, die noch zu bauen ſind — wird das Reich ſich dazu verſtehen, ſie 
zu bauen? Nun und nimmermehr wird der preußiſche Landtag ſich 
dazu verſtehen. Die Miniſter denen : „Die anderen Bahnen und die 
Adjazenten werden es thun.“ Die können es nicht und werden es 
nicht. Dies ſind meine Gründe gegen das Geſetz. 

(Schluß folgt.) 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Ems, 18. Mai. Die Kaiſerin Auguſtg traf heute Nachmittag 


Antwort ſtehen muß, zu einer Umgeſtaltung 


2 Uhr zum Beſuch des Kaiſers Alexander von Rußland hier ein, 
nahm bei demſelben das Diner ein und kehrte darauf nach Koblenz 
zurück. 


München, 18. Mai. Bei der in Folge der Kaſſation der Wah⸗ 


len für München I. heute ſtattgehabten Neuwahl von Wahlmännern 
wurden 249 liberale und 35 ultramontane Wahlmänner gewählt. 
Durch dieſelben werden 10,035 liberale und 5007 ultramontane Stim⸗ 
men repräſentirt. Bei der vorigen, am 4. d. M. kaſſirten Wahl 
waren 228 liberale und 56 ultramontane Wahlmänner gewählt worden. 

Brüſſel, 17. Mai. Ihre Majeſtät die Kaiſerin Auguſta iſt heute 
Abend um 11 Uhr nach Deutſchland weitergereiſt. Der König, die 
Königin, der Graf und die Gräfin von Flandern begleiteten Ihre 
Majeſtät zum Bahnhofe. 


Heute Freitag empfange friſchen großen Silberlachs, Näucher 
und marinirten Lache. ’ Gottfchaif, er © . 
„„ — ———e— IT") | 


Telegraphiſche Mörſenberichte. 
Nonds⸗Courſe. 
Frankfurt a. M., 18. Mai. Die Frankfurter Bank ſetzt von 
mean ab den Diskont auf 3% pCt. herab. Feſt auf allen Gebieten 
(Schlußkurſe.] Londoner Wechſel 204, 20. Pariſer Wechſel 80, 95. 
Wiener Wechſel 169, 40. Böhmische Weſtbahn 151%. Elifabethbahn 
1224. Galizier 1634. Franzofen*) 2244. Yombarden*) 62%. Nord⸗ 
weſtbahn 103%. Silberrente 58%. 
8 Ruffen Par ME > er 1 8 
1 ler Looſe N editaktien { efterr. Nationale 
bank 714, 50. Darmſt. Bank 102%. Berliner Bankverein SE 4 85 55 
furter Wechslerbant 76%. Oeſt. Bank 90/6. Meininger Bank 78%. 
Heſſ. Ludwigsbahn 9%. Oberheſſen 72%. Ung. Staatslooſe 145, 00. 
Ung. Schatzanw. alt 85%. do. do. neue 834. do. Oſtb.⸗Obl. II. 59. 
Centr.⸗Pacific 92. Reichsbank 155%. 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 113%, Franzoſen 293%, Lom⸗ 
barden 63, 1860 er Looſe 98, Nordweſtbahn —. Galizier 162%. 


*) per medio reſp. per ultimo. 


Wien 18. Mai. Das Steigen von Unionbankaktien animirte 
die Spekulation. Renten, Bahnen und Prioritäten feſter, Deviſen 


angeboten. 
la Papierrente 65, 75. Silberrente 69, 60. 1854er 
ationalbank 836, 00. Nordbahn 1815. Kreditaktien 


er * 


Looſe 105, 00. 9 
134, 20. Franzoſen 264, 00. Galizier 191, 50. Kaſch.⸗Oderb. 99, 00 
Pardubitzer 117, 00. Nordweſtb. 127, 50. Nordweſtb. Lit B 40, 00, 
London 120, 10. Hamburg 58, 45. Paris 47, 35. Frankfurt 
58, 45. Amfterdam 99, 20. Böhm. Weitbahn —, —. Kreditlooſe 
156, 00. 1860er Looſe 100, 00. Lomb. Eiſenb. 74, 75. 1864er Looſe 
130, 50. Unionbank 63, 00. Anglo⸗Auſtr. 64, 80. Napoleons 9, 54. 
Dukaten 5, 65. Silbercoup. 102, 80. Eliſabethbahn 146, 00. Ungar. 
Präml. 69, 70. D. Rchsbknt. 58, 95. 

Türkiſche Looſe 17, 25. 8 

Faris, 18. Mai. Matt, Schluß ruhig. f 

Schlußfurje)] 3proz. Rente 67,82%, Anleihe de 1872 105, 25, 
Italieniſche 5 pCt. Rente 71, 95, do. Tabaksaktien —, —, do. Ta⸗ 
baksobligationen —, —, Franzoſen 561, 25, Lombard. Eſſenbahn⸗Akt. 
153, 75, do. Prioritäten 228, 00, Türken de 1865 12, 35, do. de 1869 
72, 00, Türkenlooſe 37, 50. 5 

Credit mobilier 155. Spanier extér. 13,43, do. inter 12,43, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien 732, Banque ottomane 362, Société generale 528 
Egypter 223. — Wechſel auf London 25, 22%. 

London, 18. Mai, Nachm. 4 Uhr. Konſols 9676. Italien. 
proz. Rente 714. Lombarden 6 /. 3proz. Lombarden⸗Prioritäten 
alte 9. 3proz. Lombarden⸗Prioritäten neue —. proz. Ruſſen 
de 1871 96. öproz. Ruſſen de 1872 974. Silber 52%. Türk. Ans 
leihe de 1865 1276. Sproz. Türken de 1869 13. proz. Vereinigt. 
St. pr. 1885 1041. k 
rente —. Oeſterreich. Papierrente —. proz. ung. Schatzbonds 85. 
proz. ungaxiſche Schatzbonds II. Emiſſ. 81%. 
Spanier 13%. 

Jag a 126 %. 

In die Bank floſſen heute 133,000 Pfd. Sterl. 

New: York, 17. Mai Abends 6 Uhr. [Schlußkurſe.] 
Notirung des Goldagios 12%, niedrigſte 12%. Wechſel u 
in Gold 4 D. 87% C. Goldagio 125. Y Bonds per 1 
do. öproz. fundirte 1174. % Bonds per 1887 121%. 
14%. Central Pacific 10814. New⸗Pork Centralbahn 109%. — 
Waarenbericht. Baumwolle in New⸗Pork 12%, do. in New⸗ 
Orleans 114. Petroleum in Newyork 14%, do. in Philadelphia 14. 
Mehl 5 D. 15 0. Rother Frühjahrsweizen 1 D. 34 C. 
Mais (old mixed) 63 C. Zucker (Fair refiſting Muscovados) 756. 
Kaffee (Rio⸗) 17%. Schmalz (Marke Wilcox) 13% C. Spe d 
(hort clear) 1% C. Getreidefracht 7. 

rodukten⸗Courſe. 


öchſte 
ondon 
‚114%. 
Erie⸗Bahn 


Köln 18. Mai, Nachm. 1 Uhr. Getreidemarkt. Weizen 
hieſiger loko 23,00, fremder loko 23, 50, per Mai 20,70, per Juli 
21, 10, Nov. 21, 80, ai 15,15, 


) Roggen, Niere loko 17,00, per } 

per Juli 15, 30, Nov. 15, 75. Hafer, loko 19, 00, per Mai 18, 20, 
per Juli 17, 20. Rüböl, loko 34, 10, per Mai 34, 00, per Oktober 
33, 30. — Wetter: —. 

Bremen, 18. Mai, Nachmittags, Petroleum (Schlußbericht) 
Standard white loko 11,40, pr. Juni 11, 50, per Juli 11, 75, pr. 
Aug.⸗Dezember 12, 50. Ruhig. . 

Hamburg, 18. Mai, Nachm. Getreidemarkt. Weizen loko 
feſt, auf Termine beſſer. Joggen loko feſt, auf Termine feſter. 
Weizen pr. Mai 215 Br., 214 Gd., pr. Juli ⸗ Auguſt pr. 
1000 Kilo 213 Br., 212 Gd. — Rog 5 n pr. Mai 155 Br., 154 
Gd., pr. Juli⸗Auguſt per 1000 Kilo 154 Br., 153 Gd. Hafer ruhig. 
Ger ſte feſt. Rüb ö! ſtill, loko 63%, per Mai 63%, pr. Oktober 
per 200 Pfd. 633. Spiritus ruhig, per Mai 35%, pr. Juni⸗Juli 
36, pr. Juli⸗Auguſt 37, pr. Sept.⸗Okkober pr. 100 Liter 100 pCt. 38. 
Kaffee ſteigend, Umſatz 6000 Sack. Petroleum feſter, Standard 
white loko 12,00 Br., 11,90 Gd., pr. Mai 11, 90 Gd., pr. Auguſt⸗ 
Dezember 12,25 Gd. — Wetter: Prachtvoll. 

„Amſterdam, 18. Mai, Nachmitt. Getreidemaxkt (Schluß⸗ 
bericht). Weizen pr. November 314. Roggen pr. Juli 190, pr. 


Oktober 195. 
Antwerpen 18. Mai. Getreidemarkt. (Schlußbericht). 
Roggen feſt, bulgariſcher 21%. 


Weizen ſteigend, däniſcher 29%. 0 

Hafer ſtetig, Riga 21. Gerſte unverändert. Petroleummarkt 

(Schlußbericht). Raffinirtes, Type weiß, loko 28 bz. u. Br., pr. Mai 

27% Br 5 Dt 23% Br., pr. Sept. 30 Br., pr. Sept.⸗Dezember 
% Br. Ruhig. j 5 d 

Antwerpen, 17. Mai. Bei der heutigen Wollauktion wurden 
1611 Ballen Buenos-Ayres- und 791 Ballen Montevideo-Wollen ans 
geboten. Es wurden von den erſteren 1471 B. und von den letzteren 
653 B. verkauft. Die 4711 blieben unverändert. 

Paris, 18. Mai. Produktenbericht (Schlußbericht). Weizen 
behauptet, pr. Mai 29, 00, pr. Juni 29, 00, pr. Juli⸗Auguſt 29, 75. 
Sept.⸗Dec. 30, 50. Mehl behauptet, pr. Mai 63, 00, pr. Juni 63, 50, 
pr. Juli⸗Auguſt 64, 75, Sept.⸗Decbr. 66, 00. Rüb öl behauptet, pr. 
Mai 79, 25, pr. Juli⸗Auguſt 80, 25, pr. Sept.⸗Dez. 82, 50, pr. 
. 83, 50. Spiritus matt, per Mai 47, 25, pr. Juli⸗ 

ugu 50. 

Liverpool, 18. Mai, Nachmittags. Baumwolle: (Schluß: 
bericht) Umſatz 10,000 B., davon für Spekulation und Export 2000 8. 
e (Ange ruhig. 5 fair Dholl 

Middl. Orleans 67, middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 4% 
middl. fair ee 4%, good middl. Phone 37%, middl. holle⸗ 
rah 3%, fair Bengal 4, good fair Broach 4%, new fair Jomra 4%, 
good fair Oomra 4%, fair M 


10 K adras —, fair Pernam 6%, fair 
Smyrna 5%, fair Egyptian 6%. ; 1 


Papierrente 55%. Ruſſ. Boden⸗ 


do. proz. fund. 106%. Oeſterreich. Silber 
Sproz. Peruaner 20. 


r. 
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50 Mk. Roggenmehl Nr. 0 2422,50 Nr. O u e pr. 1000 Kilo! 8 Sept. Oltbr. 2 7 üböl 
Produ -Börle. Sog N. r Sad, per dieſen Monat 240115 25 1 Mae matt, pr. 00 00 Kilo loko e M. Br. 2 und Mai⸗ 
Berlin, 18. Mai. Wind: NO. Barometer: 28,2. Thermo- Juni do., Juni⸗Juli do., Juli⸗Auguſt 21,40 bz, Aug. te 185 bz. Juni M 85 ni⸗ Juli Br., Septbre „Oltbr. A 
meter: 15 R. Witterung: bewölkt. 8 65 bz. ee 9 5 us —— Rn a 10,000 er 0 0 5 1 5 . 
Weizen loko per 1000 Kilogr. 183230 na L. „gelb reslau, 18. Mai. (Amtlicher biete 1 8 — ez. ai⸗Juni 48 bez. u. uni⸗Juli M. i⸗ 
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Berlin, 18. Mai. Der Verkehr hatte auf allen Gebieten kal. Der Verkehr hatte auf allen Gebieten heute Summen reicht Summen reichlich am n Markte, ohne daß ſich beſonderer Begehr zeigte. ge gen, n, namentlich 2 Berliner und leichte Deviſen. Rumänen⸗ Coupons 


fofort bei Eröffnung eine außerordentlich freundliche Phyſiognomie.] Dieſe Flüſſigkeit des Geldſtandes kam zunächſt direkt auf dem Eiſen⸗ | begehrt. Banken und Induſtriepapiere ruhig, aber überwiegend feſt. 
Die geſtern im 5 77 0 7 tehenden Gerüchte waren vergeſſen; die ]bahnaktien⸗ und Anlagemarkte zum Ausdruck, da man der Anſicht 7 Fonds, Pfandbriefe und Prioritäten recht beliebt, nament⸗ 
Politik trat zurück. Selbſt von Camphauſens Rücktritt war nicht mehr war, daß ſich das Kapital gerade 115 Werthen mit Vorliebe ſchon lich 4 und 4% proz. auswärtige Obligationen, Pfandbriefe und Loos⸗ 
die Rede. Der Zinsfu fi Wechſel war von der Reichsbank auf | wegen des nee und verhältnißmäßig geſicherten Zinsertrages zus | effekten meiſtens höher. Wechſel ſtill und feſt. Auf die Nachricht, daß 
3%, für Lombard auf 4% Prozent herabgeſetzt, und hat damit einen | wenden mü Die Weggang an von außerhalb lauteten gleichfalls | eine beunruhigende Depeſche unterdrückt ſei, wurde es nach ein U r 
o niedrigen Shnbprintt errei t, Ar derſelbe zur 10 der preußiſchen a günſtig, weshal der internationale Markt ſofort | vorübergehend matt. — Im Allgemeinen blieb die Haltung bei a 
Jank überhaupt nie erreicht hat. Der Ausweis ſelbſt rechtfertigt dieſe ende Bewegung bei ziemlich guten Geſchäft einſchlug. Lombarden 1 Geſchäfte feſt. — Per Ultimo notiren wir: Srampofen 
Maßregel ben Grade. Die Wechſel- und Lombardbeſtände find 05 Deckungskäufe) und Kreditaktien ſtanden im Vordergrunde; auch | 446-9, Lombaxden 122—5 — 3,50, Kreditaktien 226—8—6, 501, 
um etwa 19 Mill. Mark zurückgegan en die Girobeſtände um 3% Diskouto⸗Kommandit⸗Antheile und Laurahütte ſchloſſen ſich ſofort die⸗ Laurahütte 57,50. 28,25, Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile 110,75 bis 
Mill. Mark geſtiegen. In ä Sud eife iſt auch an der Börſe felbit | fer Bewegung an. 1860er Looſe, öſterreichiſche Renten, ruſſiſche Prä⸗ | 111,59 — 1,25. Königsberger Vereinsbank dran 1%, Potsdamer 
Geld in großen Beträgen en und was den Geldüberfluß in | mien⸗Anleihen und andere fremde Renten wurden nicht unweſentlich Brauerei beliebt, Zentrum % höher. Der Schluß war wieder etwas 


noch höherem Grade fühlbar macht, war in einer Menge kleinerer! beſſer bezahlt. Behnen bedangen faſt ausnahmslos beſſere Notirun⸗ 1 Oberſchleſiſch 3 34 85,25 G 
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